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Sehr geehrte Damen und Herren,

der Deutsche Bundestag hat an diesem Donners-

tag nach mehrmonatiger intensiver Diskussion in

abschließender Lesung die Erweiterung des Euro-

Rettungsfonds "Europäische Finanzstabilisierungs-

fazilität" (EFSF) beschlossen. Mit 523 Ja-Stimmen

bei 85 Gegenstimmen und drei Enthaltungen nah-

men die Abgeordneten den Gesetzentwurf von

CDU/CSU und FDP „zur Änderung des Gesetzes

zur Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen

eines europäischen Stabilisierungsmechanismus“

in der vom Haushaltsausschuss am 21. September

dieses Jahres geänderten Fassung in namentlicher

Abstimmung an. Damit wird der Gewährleistungs-

rahmen der Bundesrepublik zur Abwendung einer

drohenden Zahlungsunfähigkeit von Euro-

Mitgliedstaaten von 123 Milliarden Euro auf 211

Milliarden Euro erhöht. Das Änderungsgesetz geht

auf Beschlüsse der Staats- und Regierungschefs

der Eurozone vom 11. März und 21. Juli 2011 zu-

rück. Im März hatten diese beschlossen, bis zum

Auslaufen der Zweckgesellschaft „Europäische Fi-

nanzstabilisierungsfazilität“ (EFSF) zum 30. Juni

2013 und der Übernahme ihrer Aufgaben durch ei-

nen dauerhaften Europäischen Stabilitätsmecha-

nismus (ESM) die vereinbarte maximale Darle-

henskapazität der EFSF von 440 Milliarden Euro in

vollem Umfang bereitzustellen. Im Juli wurde be-

schlossen, die EFSF mit zusätzlichen, flexibleren

Instrumenten auszustatten. Danach kann die

EFSF, auch Euro-Rettungsschirm genannt, künftig

unter Auflagen auch vorsorglich eine Kreditlinie zu-

gunsten eines Euro-Mitgliedstaates bereitstellen,

Darlehen an Staaten zur Refinanzierung ihrer Ban-

ken gewähren und bei außergewöhnlichen Um-

ständen auf dem Finanzmarkt und Gefahren für die

Finanzstabilität Anleihen eines Euro-

Mitgliedstaates auf dem Sekundärmarkt kaufen, um

„Ansteckungsgefahren“ zu verhindern. Jede Maß-

nahme zum Erhalt der Zahlungsfähigkeit eines Eu-

ro-Mitgliedstaates wird auch künftig nur dann ge-

währt, wenn dies erforderlich ist, um die Finanzsta-

bilität der gesamten Eurozone zu wahren. Alle er-

forderlichen Finanzhilfen sind mit strengen Aufla-

gen verbunden, die der "makroökonomischen Si-

tuation des betroffenen Landes" angemessen sind.

Mit dem nun beschlossenen Gesetz verschafft die

christlich-liberale Koalition dem Deutschen Bundes-

tag zudem weitreichende Befugnisse, um die finan-

zielle Kontrolle zu intensivieren und die demokrati-

sche Legitimität der Rettungsmaßnahmen zu ver-

breitern. Das Bundesverfassungsgericht hatte in

einem Urteil zur Griechenland-Hilfe und zum Euro-

Rettungsschirm vom 7. September dieses Jahres

unter anderem die Bundesregierung verpflichtet,

vor künftigen Hilfsmaßnahmen jedes Mal die Zu-

stimmung des Haushaltsausschusses des Bundes-

tages einzuholen. Bislang musste sich die Regie-

rung um ein Einvernehmen mit dem Ausschuss nur

"bemühen". Bei den Euro-Hilfen dürfe es keinen

Automatismus geben, der die Rechte der Abgeord-

neten aushebelt, hieß es im Urteil. Die Entschei-

dung über Einnahmen und Ausgaben der öffentli-

chen Hand müsse nach Artikel 38 des Grundgeset-

zes als "grundlegender Teil der demokratischen

Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat" in

der Hand des Deutschen Bundestages bleiben.

Auch in einem "System intergouvernementalen

Regierens" müssten die Abgeordneten die Kontrol-

le über fundamentale haushaltspolitische Entschei-

dungen behalten. Unter Berücksichtigung der Vor-

gaben des Bundesverfassungsgerichts gilt daher

künftig, dass der Deutsche Bundestag Anträgen

auf Notmaßnahmen, Änderungen an mit den

Schuldnerländern getroffenen Vereinbarungen so-

wie Anpassungen am Rettungsschirm zustimmen

muss. Ein Automatismus bei den Euro-Hilfen ist

damit ausgeschlossen. Die nun beschlossenen zu-

sätzlichen Instrumente der ESFS und die umfas-

senden Beteiligungsrechte des Deutschen Bundes-

tages werden helfen, Ansteckungsgefahren bis hi-

nein in die Realwirtschaft zu bannen und damit un-

sere Wirtschaft und unsere Währung zu sichern.

Bundeswahlgesetz neu geregelt

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche dem

Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zur Ände-

rung des Bundeswahlgesetzes zugestimmt. Mit der

Vorlage reagierten die Abgeordneten auf ein Urteil

des Bundesverfassungsgerichts. Die Karlsruher

Richter sehen einen Verstoß gegen die Verfas-
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sung, wenn der mathematische Effekt des sog. ne-

gativen Stimmengewichts bei „einem Zuwachs an

Zweitstimmen zu einem Verlust an Sitzen der Lan-

deslisten oder einem Verlust an Zweitstimmen zu

einem Zuwachs an Sitzen der Landeslisten führen

kann“. Mit der Abschaffung der Landeslistenverbin-

dung, mit der bisher die in einem Bundesland er-

rungenen Zweitstimmen einer Partei mit den in ei-

nem anderen Land erzielten Zweitstimmen ver-

rechnet wurden, wird dieser Effekt nun ausge-

räumt. Zudem wird mit der neuen Regelung eine

tendenzielle Reduzierung der Überhangmandate

erreicht. Die bewährte Struktur des personalisierten

Verhältniswahlrechts mit der eigenständigen Be-

deutung von Erst- und Zweitstimme bleibt dagegen

erhalten. Das Wahlsystem hat seit der ersten Bun-

destagswahl im Jahre 1949 mit den im Laufe der

Zeit erfolgten Veränderungen zu einer im Wesentli-

chen proportionalen Sitzverteilung, zu stabilen Re-

gierungen und zum Einzug neuer Parteien ins Par-

lament geführt. Es gewährleistet also einen hand-

lungsfähigen sowie stabilen Deutschen Bundestag

und stellt einen fairen Interessenausgleich der gro-

ßen und kleinen Parteien dar.

Ausländische Bildungsabschlüsse schneller

anerkennen

Die bessere Nutzung von im Ausland erworbenen

beruflichen Qualifikationen ist das Ziel des Geset-

zes „zur Verbesserung der Feststellung und Aner-

kennung im Ausland erworbener Berufsqualifikatio-

nen“. Mit Hilfe des in dieser Woche verabschiede-

ten Gesetzes solle das in Deutschland bereits vor-

handene Fachkräftepotential besser erschlossen

werden. Die Bewertung und Anerkennung von

Qualifikationen, die aus dem Ausland mitgebracht

wurden, wird verbessert. Das erhöht die Attraktivi-

tät Deutschlands und verringert den Fachkräfte-

mangel. Im Zuständigkeitsbereich des Bundes wird

nunmehr ein allgemeiner Anspruch auf eine indivi-

duelle Prüfung der Gleichwertigkeit von ausländi-

schen Berufsqualifikationen mit inländischen Refe-

renzqualifikationen geschaffen. Die Länder sind ge-

fordert, sich bei Regelungen in ihrem Bereich an

diesen Maßstäben zu orientieren.

Kampf gegen Extremismus

Der Deutsche Bundestag debattierte in dieser Wo-

che über Maßnahmen im Kampf gegen den politi-

schen Extremismus. Politisch motivierte Kriminalität

– ob rechtsextremistisch, linksextremistisch, isla-

mistisch oder anderweitig verbrämt – muss mit aller

Kraft geächtet, verhindert und verfolgt werden. Die

Unionsfraktion unterstützt dabei den ganzheitlichen

Ansatz der Bundesregierung, extremistische Be-

wegungen jeglicher Couleur gleichermaßen zu be-

kämpfen. Der einseitige Blick der Oppositionsfrak-

tionen auf den Rechtsextremismus verharmlost die

Gefahren. Linksextremismus ist ebenso wenig wie

Rechtsextremismus ein Randphänomen. Allein für

Juli 2011 stellte das Bundeskriminalamt bundes-

weit fast doppelt so viele Gewalttaten von linksex-

tremistischer wie von rechtsextremistischer Seite

fest. Die Zahl der durch Linksextremisten verletzten

Opfer ist sogar um das Dreifache höher. Gleichzei-

tig hat die Mehrheit der extremistischen Kriminalität

ihren Ursprung nach wie vor im rechtsextremisti-

schen Milieu. Aus Sicht der Opfer kommt es aber

nicht auf die Motive der Täter an. Es ist deshalb

richtig, dass das Bundesfamilienministerium mit der

Initiative „Demokratie stärken“ die Extremismusp-

rävention auf die Bereiche Linksextremismus und

islamistischer Fundamentalismus erweitert. Wenn

es gelingt, junge Menschen für Demokratie, Tole-

ranz und Vielfalt zu begeistern, sind sie weniger

empfänglich gegen jede Art von politischem Extre-

mismus. Auch wollen CDU und CSU nicht, dass

sich Verfassungsfeinde unter dem Deckmantel des

Antifaschismus Steuergelder erschleichen und da-

mit ihren Kampf gegen unseren Staat finanzieren.

Ein klares Bekenntnis zur freiheitlichen demokrati-

schen Grundordnung muss für Initiativen und deren

Kooperationspartner, die sich dem Kampf gegen

den politischen Extremismus verschrieben haben,

daher eine Selbstverständlichkeit sein.

Herzliche Grüße

Ihr
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Kurz notiert ! kurz notiert ! kurz notiert !

Gedankenaustausch zwischen Bareiß und jun-

gen Führungskräften aus der Energiebranche

Im Rahmen des „Young Leaders-Programms“ des

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) tra-

fen sich der Bundestagsabgeordnete Thomas Ba-

reiß und junge Führungskräfte aus der Energie-

branche zu einem Gedankenaustausch im Paul-

Löbe-Haus. Hauptsächlich wurde über Verbesse-

rungen bei der Zusammenarbeit von Politik und

Wirtschaft gesprochen, aber es wurde auch erläu-

tert, welchen Einfluss die Politik auf wirtschaftliche

Entwicklungen, gerade im Bereich der Energie, hat.

Im Anschluss daran nahmen die „Young Leaders“

noch an einer Sitzung des Wirtschaftsausschusses

teil, um so noch einen tieferen Einblick in die Ar-

beitsweise der Parlamentarier zu bekommen.

Der Musikverein Hohentengen auf Konzertreise

und zu Besuch in der Hauptstadt

Der Musikverein Hohentengen nutzt das lange Wo-

chenende für eine Reise in die Hauptstadt. Neben

einem Besuch des Deutschen Bundestages und

der Landesvertretung Baden-Württemberg stand

auch ein Gespräch mit dem Wahlkreisabgeordne-

ten Thomas Bareiß auf dem Programm. Bareiß

musste hauptsächlich zu der aktuellen Abstimmung

zur EFSF in der vergangenen Woche Rede und

Antwort stehen. Am Samstag wird der Musikverein

dann noch ein Platzkonzert vor dem Deutschen

Bundestag geben. Dann gibt es natürlich noch wei-

tere Programmpunkte wie eine Stadtrundfahrt und

auch Freizeit, die individuell gestaltet werden kann.

3. Energiepolitischer Dialog mit EU-Kommissar

Günther H. Oettinger und Minister Dr. Norbert

Röttgen

Der 3. Energiepoli-

tische Dialog von

Thomas Bareiß,

den er in seiner

Funktion als ener-

giepolitischer Koor-

dinator der CDU/CSU-Bundestagsfraktion verans-

taltete, war auch dieses Mal wieder ein voller Er-

folg. Fast 400 Gäste aus Wissenschaft und Wirt-

schaft verfolgten die beiden Vorträge von EU-

Kommissar Günther H. Oettinger und Bundesum-

weltminister Dr. Norbert Rött-

gen MdB zum Thema

„Deutsche Energiepolitik im

europäischen Kontext“ sehr

interessiert. Bei der folgen-

den Podiumsdiskussion wur-

de lebhaft über die verschie-

denen Ansätze innerhalb der Politik diskutiert.

Festakt z

am Sonntag

im Stauffenb

mit der B

Im Anschluss lad

fang ein! Über e

freuen. Bringen

Bekannte mit!
Ankündigung
um Tag der Deutschen Einheit

, 02. Oktober 2011 um 10:30 Uhr,

erg-Schloss in Albstadt- Lautlingen

ürgerrechtlerin Vera Lengsfeld

en wir Sie herzlich zu einem Emp-

ine Teilnahme würden wir uns sehr

Sie gerne auch Familie, Freunde und
783 | Mail info@thomas-bareiss.de
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Termine (Auswahl)

Freitag, 30. September

19.30 Uhr Öffentliche Veranstaltung der CDU

Bad Saulgau zum Thema Beschleu-

nigung der Energiewende, Bad

Saulgau

Samstag, 01. Oktober

20.00 Uhr Abendessen mit dem CDU-

Kreisvorstand und mit der DDR-

Bürgerrechtlerin Vera Lengsfeld,

Albstadt

Sonntag, 02. Oktober

10.30 Uhr Festakt zum Tag der Deutschen

Einheit mit der DDR-Bürgerrechtlerin

Vera Lengsfeld, Stauffenberg-

Schloss Albstadt-Lautlingen

14.00 Uhr Baumpflanzaktion der CDU-Albstadt,

Albstadt-Onstmettingen

Dienstag, 04. Oktober

14.00 Uhr Sitzung des Verwaltungsrates der

Johanniter-Schwestern e.V., Berlin

Mittwoch, 05. Oktober

11.00 Uhr Teilnahme an einer Podiumsdiskus-

sion zum Thema Energiewende in

Deutschland: Strommarktdesign der

Zukunft, Berlin

19.00 Uhr Sitzung des CDU-

Landesvorstandes, Stuttgart

Donnerstag, 06. Oktober

10.00 Uhr Gespräch mit dem Bezirksvorstand

der Senioren-Union Württemberg-

Hohenzollern, Andelfingen

14.30 Uhr Gespräch mit dem Bürgerkontakt

Balingen, Balingen

Montag, 10. Oktober

10.00 Uhr Gespräch mit der Firma JUWI, Ba-

lingen

18.00 Uhr Sitzung des CDU-Kreisvorstandes

Zollernalb und Betriebsbesichtigung

der Imnauer Mineralquellen GmbH ,

Haigerloch-Bad Imnau

Dienstag, 11. Oktober

17.15 Uhr Mitgliederversammlung Südwest

Metall, Bezirksgruppe Reutlingen,

Balingen

19.30 Uhr Sitzung des Bezirksvorstandes der

CDU Württemberg-Hohenzollern,

Liechtenstein-Honau

Mittwoch, 12. Oktober

15.00 Uhr Treffen mit der Senioren-Union,

Gemeindeverband Engelswies

Samstag, 15. Oktober

10.00 Uhr Sonderparteitag der CDU-Baden-

Württemberg zur Bildungspolitik

19.30 Uhr Rede beim bundesweiten Junioren-

tag des Wirtschaftsrates zu den

Chancen und Risiken der Energie-

wende, Stuttgart


